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(Nr. 9852.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen, Schwarzburg⸗Sondershauſen und Schwarzburg⸗ 
Rudolſtadt wegen Herſtellung einer Eiſenbahn von Frankenhauſen nach 
26. 
Sondershauſen. Vom 21. Februar 1896. 
24. 


Sm Majeſtät der König von Preußen, Seine Durchlaucht der Fürſt zu 
Schwarzburg-Sondershauſen und Seine Durchlaucht der Fürſt zu Schwarzburg⸗ 
Rudolſtadt haben zum Zwecke einer Vereinbarung über die Herſtellung einer 
Eiſenbahn von Frankenhauſen nach Sondershauſen zu Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Alllerhöchſtihren Miniſterialdirektor, Wirklichen Geheimen Ober-Regierungs— 
rath Dr. Paul Micke, 
Allerhöchſtihren Geheimen Finanzrath Friedrich Lehmann, ö 
Seine Durchlaucht der Fürſt zu Schwarzburg-Sondershauſen: 
Höchſtihren Staatsminiſter, Wirklichen Geheimen Rath Hermann 
e 
Höchſtihren Regierungsrath Theodor Bauer, 
Seine Durchlaucht der Fürſt zu Schwarzburg-Rudolſtadt: 
Höchſtihren Staatsrath‘ Ferdinand Hauthal, 
welche unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ratifikation nachſtehenden 
Staatsvertrag abgeſchloſſen haben. I S ee e 
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Artikel J. 

Die Königlich Preußiſche Regierung erklärt ſich bereit, eine Eiſenbahn von 
Frankenhauſen nach Sondershauſen für eigene Rechnung auszuführen „ſobald fie 
die geſetzliche Ermächtigung hierzu erhalten haben wird. 

Die Fürſtlich Schwarzburg⸗Sondershauſenſche und die Fürſtlich Schwarz⸗ 
burg⸗Rudolſtädtiſche Regierung geftatten der Königlich Preußiſchen Regierung den 
Bau und Betrieb dieſer auschließlich in ihre Staatsgebiete entfallenden Bahn. 


Artikel II. 


Die Feſtſtellung der geſammten Bauentwürfe für die den Gegenſtand 
dieſes Vertrages bildende Eiſenbahn ſoll ebenſo, wie die Prüfung der anzu⸗ 
wendenden Fahrzeuge, einſchließlich der Dampfwagen, lediglich der Königlich 
Preußiſchen Regierung zuſtehen, welche indeß ſowohl bezüglich der Führung der 
Bahn, wie bezüglich der Anlegung von Stationen etwaige beſondere Wünſche 
der Fürſtlich Schwarzburg- Sondershaufenfchen und der Fürſtlich Schwarzburg⸗ 
Rudolſtädtiſchen Regierung thunlichſt berückſichtigen will. Jedoch bleibt die landes⸗ 
polizeiliche Prüfung und Genehmigung der Bauentwürfe, ſoweit dieſe die Her⸗ 
ſtellung von Wegeübergängen, Brücken, Durchläſſen, Flußkorrektionen „Vorfluth⸗ 
anlagen und Parallelwegen betreffen, nebſt der baupolizeilichen Prüfung der 
Stationsanlagen den Fürſtlichen Regierungen vorbehalten. 

Sollte demnächſt nach Fertigſtellung der Bahn in Folge eintretenden Be⸗ 
dürfniſſes die Anlage neuer Waſſerdurchläſſe, Staats⸗ oder Vizinalſtraßen, welche 
die geplante Eiſenbahn kreuzen, von den Fürſtlichen Regierungen angeordnet oder 
genehmigt werden, ſo wird zwar Preußiſcherſeits gegen die Ausführung derartiger 
Anlagen keine Einſprache erhoben werden, die Fürſtlichen Regierungen verpflichten 
ſich aber, dafür einzutreten, daß durch die neue Anlage weder der Betrieb der 
Eiſenbahn geſtört wird, noch auch daraus der Eiſenbahnverwaltung ein anderer 
Koſtenaufwand erwächſt, als der für die etwa von der Eiſenbahnverwaltung für 
nothwendig erachtete Bewachung der neuen Uebergänge. 


Artikel III. 


Die Spurweite der Gleiſe foll 1,135 Meter im Lichten der Schienen betragen. 
Die Königlich Preußiſche Regierung ift berechtigt, die im Artikel 1 benannte 
Bahn nach den Beſtimmungen der Bahnordnung für die Nebeneiſenbahnen 
Deutſchlands vom 5. Juli 1892 und den dazu etwa künftig ergehenden ergänzenden 
oder abändernden Beſtimmungen herzuſtellen und demnächſt zu betreiben. 


Artikel IV, 
Die Fürftlich Schwarzburg⸗Sondershauſenſche und die Fürſtlich Schwarz⸗ 
burg⸗Rudolſtädtiſche Regierung übernehmen für den Fall der Ausführung der 
den Gegenſtand dieſes Vertrages bildenden Bahn — in Anerkennung der für 


ar 


die betreffenden Theile ihrer Staatsgebiete hiermit verknüpften Vortheile — die 
Verpflichtung: 

1) den zum Bau der Bahnanlagen erforderlichen Grund und Boden der 
Königlich Preußiſchen Regierung unentgeltlich zur Verfügung zu ftellen; 

2) die Mitbenutzung der Chauſſeen und ſonſtigen öffentlichen Wege un⸗ 
entgeltlich und ohne beſondere Entſchädigung für die Dauer des Be⸗ 
ſtehens und Betriebes der Bahn zu geſtatten ;; 

3) zu den Baukoſten der Linie einen unverzinslichen, nicht rückzahl⸗ 
baren Zuſchuß von 150 000 Mark, in Worten: „Einhundertfünfzig⸗ 
tauſend Mark“, wovon 125000 Mark auf Schwarzburg⸗Sonders⸗ 
haufen und 25 000 Mark auf Schwarzburg⸗Rudolſtadt entfallen, zu 
gewähren. 

Artikel V. 

Die im Artikel IV unter Nr. 1 übernommene Verpflichtung erſtreckt ſich 
auf das geſammte, zur Herſtellung der Bahn, einſchließlich der Stationen und 
aller ſonſtigen Anlagen, ſowie auf das für Seitenentnahmen, Parallelwege, 
Sicherheitsſtreifen, Gewinnung von Baumaterialien, Lagerpläge, Aenderungen 
von Wegen oder Waſſerläufen u. ſ. w. nach den genehmigten Bauplänen oder 
nach den Beſtimmungen der Landespolizeibehörden erforderliche, oder zum Schutze 
der benachbarten Grundſtücke, zur Verhütung von Feuersgefahr u. ſ. w. für noth⸗ 
wendig erachtete, der Enteignung unterworfene Grundeigenthum mit Einſchluß 
von Rechten und Gerechtigkeiten. Die Ueberweiſung des Grundeigenthums nebſt 
Rechten und Gerechtigkeiten ſoll dergeſtalt unentgeltlich erfolgen, daß von der 
bauenden Eiſenbahnverwaltung auch Kultur- und Inkonvenienz⸗Entſchädigung 
nicht zu tragen und die für den Bau der Bahn erforderlichen Grundſtücke frei 
von Pfandrechten, ſowie frei von allen dinglichen Laſten und Abgaben, die 
dauernd erforderlichen in das Eigenthum, die vorübergehend erforderlichen für 
die Dauer des Bedürfniſſes in die Benutzung des Preußiſchen Staates über⸗ 
gehen. Letzterem ſollen vielmehr nur die Koſten der Vermeſſung und Verſteinung 
des überwieſenen Geländes zur Laſt fallen. 

Die bauleitende Eiſenbahnverwaltung wird nach Genehmigung des Bau- 
planes und der bei der Bauausführung etwa erforderlich werdenden Ergänzungen 
für jede Feldmark einen Planauszug vorlegen, welcher die zu überweiſenden 
Grundſtücke nach ihrer kataſtermäßigen oder ſonſt üblichen Bezeichnung und 
Größe, deren Eigenthümer nach Namen und Wohnort, ferner die landes⸗ 
polizeilich angeordneten Anlagen, ſowie, wo nur eine Belaſtung von Grund» 
eigenthum in Frage ſteht, die Art und den Umfang dieſer Belaſtung zu enthalten 
hat. Binnen acht Wochen nach Vorlage dieſes Auszuges iſt die Eiſenbahn⸗ 
verwaltung in den Beſitz der erforderlichen Grundſtücke zu ſetzen. Iſt innerhalb 
dieſer Friſt die Ueberweiſung nicht erfolgt, ſo ſteht der Eiſenbahnverwaltung die 
Befugniß zu, ohne Weiteres die geſetzliche Enteignung zu beantragen, zu 
welchem Zweck die Fürſtlich Schwarzburg⸗Sondershauſenſche und die Fürſtlich 
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Schwarzburg⸗Rudolſtädtiſche Regierung der Königlich Preußiſchen Regierung 
das Enteignungsrecht rechtzeitig ertheilen werden. Der im Enteignungswege 
für den Grunderwerb u. ſ. w. erwachſende Aufwand einſchließlich der Koſten des 
Verfahrens iſt der Eiſenbahnverwaltung alsdann zu erſetzen. 

Den Fürſtlichen Regierungen bleibt es freigeſtellt, wegen der Uebertragung 
dieſer, ſowie der im Artikel IV unter Nr. 2 und 3 übernommenen Verpflich- 
tungen auf die von der Bahnlinie berührten Gemeinden u. ſ. w. mit letzteren 
ſich zu verftändigen; fie bleiben indeß auch für den Fall einer derartigen Ueber— 
tragung für die Erfüllung der Verpflichtungen ihrerſeits der Königlich Preußiſchen 
Regierung verhaftet. 

Die Hohen vertragſchließenden Regierungen ſind darin einig, daß die Her— 
ſtellung, Unterhaltung und Beleuchtung der Zufuhrwege zu den Stationen, ſoweit 
dieſe Wege außerhalb der Stationen liegen, nicht Sache der Eiſenbahn— 
verwaltung iſt. 

Von dem nach Artikel IV Nr. 3 zu leiſtenden Baarzuſchuß iſt die eine Hälfte 
vier Wochen nach Beginn der Bauarbeiten, die andere Hälfte vier Wochen nach 
der Betriebseröffnung ſeitens der Fürſtlich Schwarzburgiſchen Regierungen an die 
Königlich Preußiſche Regierung zu zahlen. 

Sollte die Königlich Preußiſche Regierung ſich demnächſt zu einer Er⸗ 
weiterung der urſprünglichen Bahnanlagen durch Herſtellung von Anſchlußgleiſen, 
Stationen oder zu ähnlichen Einrichtungen entſchließen und insbeſondere auch zur 
Anlage des zweiten Gleiſes ſchreiten, ſo werden die Fürſtlichen Regierungen zwecks 
Erwerbung des zur Ausführung dieſer Anlagen erforderlichen Grund und Bodens, 
auf welche ſich die Verpflichtung im Artikel IV unter Nr. 1 des Vertrages nicht 
bezieht, für ihr Gebiet das Enteignungsxecht ertheilen, inſoweit daſſelbe nicht 
bereits nach den geſetzlichen Beſtimmungen von ſelbſt Anwendung findet, und für 
die Ermittelung und Feſtſtellung der Entſchädigungen keine ungünſtigeren Be⸗ 
ſtimmungen in Anwendung bringen laſſen, als diejenigen, welche bei den Ent— 
eignungen zu Eiſenbahnanlagen in dem Fürſtlich Schwarzburg-Sondershauſen⸗ 
ſchen und dem Fürſtlich Schwarzburg-Rudolſtädtiſchen Gebiete zur Zeit Geltung 
haben. Für die Verhandlungen, welche zur Uebertragung des Eigenthums oder 
zur Ueberlaſſung in die Benutzung an den Preußiſchen Staat in den bezeichneten 
Fällen erforderlich ſind, namentlich auch für die Auflaſſung in den Grundbüchern, 
ſind nur die Auslagen der Gerichte zu erſtatten, und tritt im Uebrigen Freiheit 
von Stempel und Gerichtsgebühren ein. 


Artikel VI. 

Die Genehmigung der Tarife, ſowie die Feſtſtellung und Abänderung der 
Fahrpläne erfolgt — unbeſchadet der Zuſtändigkeit des Reichs — durch die 
Königlich Preußiſche Regierung unter thunlichſter Berückſichtigung der Wünſche 
der Fürſtlich Schwarzburg⸗Sondershauſenſchen und der Fürſtlich Schwarzburg— 
Rudolſtädtiſchen Regierung. Es ſollen übrigens in den Tarifen für die Bahn 
keine höheren Normal⸗Einheitsſätze in Anwendung kommen, als in den all— 
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gemeinen Tarifen für die Bahnſtrecken des angrenzenden Preußiſchen Eiſenbahn⸗ 
direktionsbezirks. 
Artikel VII. 

Die Landeshoheit bleibt in Anſehung der neuen Bahn der Fürſtlich 
Schwarzburg-Sondershauſenſchen und der Fürſtlich Schwarzburg-Rudolſtädtiſchen 
Regierung vorbehalten. Auch ſollen die an der Bahn zu errichtenden Hoheits⸗ 
zeichen nur die der Fürſtlichen Regierungen ſein. 

Den Fürſtlichen Regierungen bleibt vorbehalten, zur Handhabung des ihnen 
über die Bahn zuſtehenden Hoheitsrechts beſtändige Kommiſſare zu beſtellen, 
welche die Beziehungen zur Königlich Preußiſchen Eiſenbahnverwaltung in allen 
denjenigen Fällen zu vertreten haben, welche nicht zum direkten gerichtlichen und 
polizeilichen Einſchreiten der Behörden geeignet ſind. 

Die Handhabung der Bahnpolizei auf der Bahn erfolgt durch die Königlich 
Preußiſchen Eiſenbahnbehörden und Beamten, welche auf Vorſchlag der Königlich 
Preußiſchen Betriebsverwaltung von den zuſtändigen Fürſtlichen Behörden in 
Pflicht zu nehmen ſind. Die Handhabung der allgemeinen Sicherheitspolizei 
liegt hinſichtlich der Bahn den betreffenden Fürſtlichen Organen ob. Dieſelben 
werden den Bahnpolizeibeamten auf deren Anfuchen bereitwillig Unterſtützung leiſten. 


Artikel VIII. 

Preußiſche Staatsangehörige, welche in dem Fürſtlich Schwarzburg⸗Sonders⸗ 
hauſenſchen oder dem Fürſtlich Schwarzburg-Rudolſtädtiſchen Gebiete ſtationirt 
ſind, erleiden dadurch keine Aenderung ihres Staatsangehörigkeitsverhältniſſes. 

Die Beamten der Bahn find rückſichtlich der Disziplin lediglich ihren Dienft- 
vorgeſetzten beziehungsweiſe den Aufſichtsorganen der Königlich Preußiſchen Staats— 
regierung, im Uebrigen aber den Geſetzen und Behörden des Staates, in welchem 
ſie ihren Wohnſitz haben, unterworfen. 

Bei der Anſtellung von Bahnwärtern, Weichenſtellern und ſonſtigen der— 
gleichen Unterbeamten innerhalb der Fürſtlichen Staatsgebiete ſoll auf Angehörige 
der letzteren vorzugsweiſe Rückſicht genommen werden, falls geeignete Militär- 
anwärter, unter welchen die betreffenden Staatsangehörigen gleichfalls den Vor⸗ 
zug haben, zur Beſetzung der bezeichneten Stellen nicht zu ermitteln ſind. 


Artikel IX. 

Entſchädigungsanſprüche, welche aus Anlaß des Baues oder Betriebes der 
Bahn gegen die Eiſenbahnverwaltung geltend gemacht werden möchten, ſollen 
von den betreffenden Gerichten und — inſoweit nicht Reichsgeſetze Platz greifen — 
auch nach den betreffenden Landesgeſetzen beurtheilt werden. 


6 Artikel X. 
Die Fürſtlich Schwarzburg-Sondershauſenſche und die Fürſtlich-Schwarz⸗ 
burg⸗Rudolſtädtiſche Regierung verpflichten ſich, von der Eiſenbahnunternehmung 
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und dem zu derfelben gehörigen Grund und Boden keinerlei Staatsabgaben zu 
erheben, noch auch eine Beſteuerung derſelben zu Gunſten der Gemeinden und 
ſonſtigen korporativen Verbände zuzulaſſen. 


Artikel XI. 


Ein Recht auf den Erwerb der Bahn werden die Fürſtlich Schwarzburg⸗ 
Sondershauſenſche und die Fürſtlich Schwarzburg⸗Rudolſtädtiſche Regierung, ſo⸗ 
lange die Bahn im Eigenthum oder Betriebe des Preußiſchen Staates ſich be⸗ 
findet, nicht in Anſpruch nehmen. Sollte dagegen ſpäter Eigenthum und Be⸗ 
trieb an einen Privatunternehmer abgetreten werden, ſo bleibt den Fürſtlichen 
Staatsregierungen das Recht vorbehalten, die Bahn nach Maßgabe des Preu⸗ 
ßiſchen Eiſenbahngeſetzes vom 3. November 1838 anzukaufen. 


Artikel XII. 


Für den Fall der Abtretung des Preußiſchen Eiſenbahnbeſitzes an das 
Deutſche Reich ſoll es der Königlich Preußiſchen Regierung freiſtehen, auch die 
aus dieſem Vertrage erworbenen Rechte und Pflichten auf das Reich mit zu 
übertragen. 


Artikel XIII. 


Gegenwärtiger Vertrag ſoll allerſeits zur landesherrlichen Genehmigung 
vorgelegt werden, die Auswechſelung der Ratifikations⸗Urkunden ſoll im Wege 
des Schriftwechſels erfolgen. 


Zur Beglaubigung deſſen haben die Bevollmächtigten denſelben unterzeichnet 
und beſiegelt. 
Berlin, den 26. Februar 1896. 
So geſchehen zu Sondershauſen, den 21. Februar 1896. 
Rudolſtadt, den 24. Februar 1896. 


(L. S.) Dr. Micke. (. S.) Peterſen. (L. S.) Hauthal. 
(L. S.) Lehmann. (L. S.) Bauer. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratiftzirt worden und die Auswechſelung 
der Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 
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(Nr. 9853.) Miniſterialerklärung vom 17. Auguſt 1896, betreffend die Herſtellung einer 
Eiſenbahn von Beckum nach Lippſtadt innerhalb des Fürſtlich Lippe⸗Detmold⸗ 
ſchen Staatsgebiets. 


Di Königlich Preußiſche Staatsregierung beabſichtigt, eine Eiſenbahn von 
Beckum nach Lippſtadt zuzulaſſen und zu fördern und die Konzeſſion zum Bau und 
Betriebe derſelben der Warſtein⸗Lippſtadter Eiſenbahngeſellſchaft unter Abänderung 
ihrer Firma auf den Namen „Weſtfäliſche Landeseiſenbahngeſellſchaft“ zu ertheilen. 
Durch die Linie, welche im Uebrigen durchweg innerhalb des Königlich Preußi⸗ 
ſchen Staatsgebiets geplant iſt, wird Fürſtlich Lippiſches Staatsgebiet in einer 
Länge von nur etwa 800 Meter berührt. 

Die Königlich Preußiſche und die Fürſtlich Lippiſche Staatsregierung ſind 
mit Rückſicht hierauf übereingekommen, von der Abſchließung eines förmlichen 
Staatsvertrages abzuſehen und über die Bedingungen, unter welchen Bau und 
Betrieb der Bahn innerhalb des Fürſtenthums Lippe zuläſſig ſein ſoll, Miniſterial⸗ 
erklärungen auszutauſchen. 

Demgemäß wird auch die Fürſtlich Lippiſche Staatsregierung innerhalb 
ihres Gebietes die Herſtellung dieſer Bahn zulaſſen und fördern und der ge 
nannten Geſellſchaft die Konzeſſion zum Bau und Betriebe derſelben alsbald 
unter folgenden Bedingungen ertheilen: 

Die Beſtimmungen der Artikel II Abſatz 1, VI, VIII und XII des 
zwiſchen den beiderſeitigen Staatsregierungen unter dem 22. September 1889 
abgeſchloſſenen Staatsvertrages wegen Herſtellung von Eiſenbahnen von Detmold 
nach Sandebeck und von Lage nach Hameln ſollen auf die im Fürſtlich Lippi⸗ 
ſchen Staatsgebiete gelegene Bahnſtrecke mit der Maßgabe ſinngemäß Anwendung 
finden, daß die Bahn eine Spurweite von 1,135 Meter erhalten und nach den 
Beſtimmungen der Bahnordnung für die Nebeneiſenbahnen Deutſchlands vom 
5. Juli 1892 gebaut und betrieben werden ſoll. 

2. Die Vollendung und Inbetriebnahme der Bahn muß längſtens inner⸗ 
halb 1½ Jahren von dem Tage an gerechnet, an welchem die Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft in den Beſitz beider Konzeſſionen gelangt ſein wird, bewirkt werden. Sollte 
ſich die Vollendung des Baues über dieſe Friſt hinaus durch Verhältniſſe ver⸗ 
zögern, für welche die Geſellſchaft nach dem in dieſer Beziehung entſcheidenden 
Ermeſſen der zuſtändigen Eiſenbahnaufſichtsbehörden ein Verſchulden nicht trifft, 
ſo wird ihr durch die bezeichneten Behörden eine entſprechende Friſtverlängerung 
gewährt werden. 

3. Zum Zwecke des Erwerbes des zur Anlage der Bahn erforderlichen 
Grund und Bodens wird die Fürſtlich Lippiſche Staatsregierung für ihr Gebiet 
der Geſellſchaft das Enteignungsrecht verleihen. 

4. Unbeſchadet des Hoheits- und Aufſichtsrechts der Fürſtlich Lippiſchen 
Staatsregierung über die in ihrem Gebiet gelegene Bahnſtrecke wird die Aus⸗ 
übung des Oberaufſichtsrechts über die Geſellſchaft im Allgemeinen einſchließlich 
der Beſtimmungen über die Dotirung der Reſerve- und des Erneuerungsfonds 
der Königlich Preußiſchen Staatsregierung überlaſſen. 
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5. Die Geſellſchaft hat ſich wegen aller Entſchädigungsanſpruche, welche 
aus Anlaß der Bahnanlage oder des Bahnbetriebes entſtehen und gegen ſie 
geltend gemacht werden möchten, der Gerichtsbarkeit und, inſoweit nicht Reichs⸗ 
geſetze Platz greifen, den Geſetzen desjenigen Staates zu unterwerfen, auf deſſen 
Gebiet ſie entſtanden ſind. 

Der Fürſtlich Lippiſchen Staatsregierung bleibt vorbehalten, den Verkehr 
zwiſchen ihr und der Geſellſchaft, ſowie die Handhabung der ihr über die inner⸗ 
halb ihres Gebietes gelegene Strecke zuſtehenden Hoheits- und Aufſichtsrechte einer 
beſonderen Behörde oder einem beſonderen Kommiſſar zu übertragen. Dieſe haben 
die Beziehungen ihrer Regierung zu der Eiſenbahnverwaltung in allen Fällen zu 
vertreten, welche nicht zum direkten Einſchreiten der zuſtändigen Polizei- und 
Gerichtsbehörden geeignet ſind. 

6. Die Bahnpolizei wird im Fürſtlich Lippiſchen Staatsgebiet unter Auf 
ſicht der zuftändigen Fürſtlichen Behörden nach Maßgabe der oben bezeichneten 
Bahnordnung gehandhabt. Die daſelbſt ſtationirten Bahnpolizeibeamten ſind 
auf Vorſchlag der Bahnverwaltung bei jenen Behörden zu verpflichten. 

7. Jede der Staatsregierungen behält ſich vor, die in ihr Gebiet fallende 
Bahnſtrecke der Beſteuerung nach Maßgabe der Landesgeſetze zu unterziehen. Zu 
dieſem Behufe wird als Anlagekapital oder als Reinertrag der aus dem Ver⸗ 
hältniſſe der Länge der auf jedes Staatsgebiet fallenden Bahnſtrecke zur Länge 
der ganzen Bahn ſich ergebende Theil des Anlagekapitals oder des jährlichen 
Reinertrages angenommen. Die Steuererhebung erfolgt zum erſten Male für das 
auf die Betriebseröffnung folgende, mit dem 1. April beginnende Rechnungsjahr. 

Die Königlich Preußiſche Staatsregierung wird der Fürſtlich Lippiſchen 
Staatsregierung die Berechnung des Reinertrages der Bahn alljährlich mittheilen. 

8. Für die Zwecke der Landesvertheidigung, des Poſt- und des Telegraphen⸗ 
dienſtes wird die Fürſtlich Lippiſche Staatsregierung der Geſellſchaft die gleichen 
Verpflichtungen auferlegen, welchen dieſe gemäß den Artikeln XIII, XIV und XV 
der Königlich Preußiſchen Konzeſſionsurkunde vom 24. März 1882 für das 
Preußiſche Staatsgebiet unterliegt, während die konzeſſionsmäßige Verpflichtung 
der Geſellſchaft zur Aenderung und Erweiterung der Bahnanlagen nach der Be— 
triebseröffnung in demſelben Umfange auch für die im Lippiſchen Staatsgebiet 
gelegene Strecke gelten ſoll, wie für die übrigen Theile der Bahn von Beckum 
nach Lippſtadt. 

Zu Urkund deſſen iſt die gegenwärtige Erklärung ausgefertigt worden, um 
gegen eine entſprechende Erklärung des Fürſtlich Lippiſchen Kabinetsminiſteriums 
ausgewechſelt zu werden. 

Berlin, den 17. Auguſt 1896. 


Der Königlich Preußiſche Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
In Vertretung: 
(L. S.) Frhr. v. Marſchall. 
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Vorſtehende Erklärung wird, nachdem ſie gegen eine entſprechende Erklärung 
des Fürſtlich Lippiſchen Kabinetsminiſteriums vom 22. Auguſt 1896 ausgewechſelt 
worden iſt, hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 


Berlin, den 5. Oktober 1896. 
Der Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 


In Vertretung: 


Frhr. v. Marſchall. 


(Nr. 9854.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Theil der Bezirke der Amtsgerichte Geilenkirchen, Malmedy, Adenau, 
Sinzig, Ottweiler, Hillesheim und Waxweiler. Vom 7. Oktober 1896. 


Au Grund des F. 49 des Geſetzes über das Grundbuchweſen und die Zwangs— 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen im Geltungsbereiche des Rheiniſchen 
Rechts vom 12. April 1888 (Geſetz-Samml. S. 52) beſtimmt der Juſtizminiſter, 
daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch 
im F. 48 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Geilenkirchen gehörige Gemeinde 
Gangelt, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Malmedy gehörige Gemeinde 
Ligneuville, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Adenau gehörige Gemeinde Barweiler, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Sinzig gehörigen Gemeinden Ober— 
winter, Oedingen und Unkelbach, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Ottweiler gehörige Gemeinde Merch— 
weiler, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Hillesheim gehörigen Gemeinden Glaadt, 
Gönnersdorf und Heyroth, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Waxweiler gehörige Gemeinde 
Pronsfeld 
am 1. November 1896 beginnen ſoll. 
Berlin, den 7. Oktober 1896. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) das am 12. Auguſt 1896 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage⸗ 
genoſſenſchaft zu Poggenphul im Kreiſe Königsberg Land) durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Königsberg Nr. 38 S. 345, aus⸗ 
gegeben am 17. September 1896; 

2) das am 12. Auguſt 1896 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage⸗ 
genoſſenſchaft zu Rapendorf⸗Schönwieſe im Kreiſe Pr. Holland durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Königsberg Nr. 38 S. 349, 
ausgegeben am 17. September 1896; 

3) das am 12. Auguſt 1896 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage⸗ 
genoſſenſchaft zu Friedland im Kreiſe Friedland durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Königsberg Nr. 39 S. 357, ausgegeben am 
24. September 1896; 

4) das am 12. Auguſt 1896 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Teichfließ⸗ 
und Baggenbruch⸗Entwäſſerungsgenoſſenſchaft zu Alt⸗Körtnitz im Kreiſe 
Dramburg durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Cöslin 
Nr. 38 S. 265, ausgegeben am 17. September 1896; 

5) das am 12. Auguſt 1896 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Piaſſetzna im Kreiſe Tarnowitz durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 35 S. 267, ausgegeben 
am 28. Auguſt 1896, 

6) das am 12. Auguſt 1896 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Rybna im Kreiſe Tarnowitz durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 35 S. 270, ausgegeben am 
28. Auguſt 1896; 

7) der Allerhöchſte Erlaß vom 17. Auguſt 1896, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts ſowie des Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den 
Kreis Schweidnitz für die von ihm zu bauende Chauſſee von Kratzkau 
nach Guhlau, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Breslau 
Nr. 38 S. 361, ausgegeben am 19. September 1896, 

8) das Allerhöchſte Privilegium vom 17. Auguſt 1896 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Königsberg i. Pr. 
im Betrage von 1000 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Königsberg Nr. 39 S. 363, ausgegeben am 24. Sep⸗ 
tember 1896. 
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Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
N 


